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Die Redinung ist n id it in den Konjunktiv gesetzt, 
weil die Zahlen fiktiv seien. Sie sind völlig real. 
Aber der Gemeinsame M arkt w ird zur Fiktion, 
wenn ein Stahlprodukt auf dem W ege von Frankreidi 
in die Bundesrepublik um 25 ”/o steuerlid i entlastet 
und bei der Lieferung nadi Frankreidi um 25 Vo 
steuerlid i belastet wird.

Für die Europäisdie W irtsdiaftsgem einsdiaft ist das 
Problem, anders als 'bei der Montanmiion, wenigstens 
im Grundsatz insofern gelöst worden, als umsatzaus- 
gleidissteuerlidie M anipulationen Im grenzübersdirei- 
tenden V erkehr der Zustimmung des M inisterrates 
bedürfen und als die Erzeuger nad i freiem Ermessen 
ihre Preise von Land zu Land differenzieren dürfen.

während die bei der Hohen Behörde hinterlegten 
Preise für M pntanerzeugnisse für alle Länder gleidi 
gelten. ■

Vom Beitritt Großbritanniens zu den Gemeinsdiaften 
ist zu erhoffen, daß sidi die in  der allgem einen W irt­
sdiaftsgem einsdiaft gefundene fortsdirittlidiere Lösung 
für alle Gemeinsdiaften dnrdisetzt. Die britisdie Stahl­
industrie w ird dann um so lieber zu der der festlän- 
disdien Staaten stoßen, als sie damit der Absatz-, In­
vestitions- und Preisgängelung durdi das Steel Board 
entrinnen bann. N idit die m anipulierten Leistungen, 
sondern die in freiem W ettbewerb entfalteten Kräfte 
sollen der gesamten Gemeinsdiaft in der W eltwirt- 
sdxaft die stärkere Geltung bringen. (K. V.)

Grundfragen des Energiepreises
E. OjGenzsch, Darmstadt

Die „Politik des billigen Energiepreises" beruht 
auf den W ünsdien des Handels und der Verbrau- 

dier, aber sie m adit ihre Redinung w eitgehend „ohne 
den W irt", näm lidi ohne Kosten- und Rentabilitäts­
rechnung der Energieerzeuger, die gezwungen sind, 
aus den Erträgen von heute die Anlagen und den 
Abbau der Bodensdiätze für den wam senden Bedarf 
von morgen zu finanzieren. Geht man von den erst 
seit kurzer Zeit geltenden Umständen aus, daß „bil­
lige Energie" auf dem Import von Brennstoffen beruht, 
so stellt sidi die Frage, wie lange diese Umstände 
anhalten, von w eldien Faktoren sie abhängen und 
ob ein völliger A ustausdi „teurer" gegen „billige" 
Energie der Menge nadi möglidi ist, ohne also große 
V erbraudiergiuppen zu diskriminieren, wenn die „bil­
lige Dedce" zu kurz ist. W eiterhin ste llt sidi die 
Frage nad i der volkswirtschaftlidien Kosten- und 
Rentabilitätsredinung für die Aufgabe heim isdier 
„teuerer“ Energiequellen zugunsten' von Brennstoff­
importen. Hierfür müßte festgestellt werden, weldie 
Brennstoffarten unter rationellsten tedinisdien Um­
wandlungen in „Energie" (worunter W ärme für unter- 
schiedlidie Zwedce, ferner Dampf und Elektrizität zu 
verstehen ist) als w irtsdiaftlidi oder unw irtsdiaftlidi 
zu bezeidinen sind. Sdiließlidi wäre nodi zu prüfen, 
ob der A ustausdi heim isdier gegen im portierte , Brenn­
stoffe selbst bei großen Preisuntersdiieden überhaupt 
„erw irtsdiaftet“ werden kann  oder die Devisenzah­
lungsbilanz aus den Fugen hebt, wie dies bei zahl- 
reidien Ländern der Fall ist.

P rob lem atik  des „E nergiepreises“

Der W unsdi nadi billiger Energie und das Streben 
aller Energieerzeuger und -verbraudier nach mög- 
lid ist rationellen, kostengünstigen Verfahren in  der 
Gewinnung und Nutzung von Energie sind nidit 
identisdi mit der „Politik des billigen Energiepreises“, 
die vielmehr ein politisches Sdilagwort ist, mit dem 
sidi kein wirtsdiaftlicher oder tedinisdier Begriff ver­
bindet. So ist es nötig, zu erwähnen, daß der Preis
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von Brennstoffen keineswegs identisdi mit dem Preis 
der daraus gewonnenen Energie — Wärme, Dampf, 
Strom — ist, sondern daß die Brennstoffe erst nach 
ihrer V erbrennung und ein- oder mehrmaliger W ärme- 
umwandluhg in „Energie" — Dampf- oder M otor­
kraft und Strom — übergehen und nad i weiteren 
Energieumwandlungen sdiließlidi „Arbeit" leisten. 
So muß zwischen Rohenergien (Brennstoffen), Sekun- 
därenergien (Gas, Dampf, Strom) und A rbeitsener­
gien (Nutzleistung der Energie beim Verbraudier) 
unterschieden werden, wobei diese Untersdieidungen 
jedoch fließend sind und man beispielsweise audi 
Heizöl oder Koks und Kohlegas als „veredelte" 
Brennstoffe den Sekundärenergien zuredinet.

Im „Energiepreis" sind also säm tlidie Erzeugungs­
kosten — die K apitalkosten für Feuerungs- und 
W ärmeumwandiungsanlagen, die Verteilungskosten, 

. Verwaltungskosten, Steuern usw. — enthalten, von 
denen die Brennstoffkosten nur einen Teilbetrag aus­
machen. Daher können sidi Preisuntersdiiede von 
10—20“/» zw isdien Brennstoffarten nicht durdiweg 
auf den Preis der Arbeitsenergie beim V erbraudier 
oder auf den Herstellungspreis von Industriegütern 
auswirken: Differenzen im  Brennstoffpreis werden in 
den weitaus meisten Fällen durdi Änderungen in den 
Umwandlungs-, Verteilungs-, Nutzungs- oder audi 
V erwaltungskosten (sowie durdi Steuern) überdedit, 
wofür etwa die Elektrizitätswirtschaft zahlreidie Bei­
spiele liefert. In diesem w iditigsten Bereidi der Ener­
giewirtschaft entfallen z. B. etw a ein Drittel der Kapi­
talkosten auf die Kesselanlagen, zwei Drittel aber 
auf die Stromerzeugungs- und -Verteilungsanlagen. 
Von den Betriebskosten entfallen etwa 33 "/» auf die 
Brennstoffkosten, 20 "/o auf die Anlagekosten, 15 "/o 
auf die Personalkosten, 5iVv auf Zinsen und Dividen­
den und 25̂ — 3̂0 “/» auf Steuern und Abgaben.

W ie das nadifolgende Beispiel aus den USA zeigt, w ur­
den sinkende Strompreise bei steigenden Brennstoff- 
kostien erzielt. Kraftwerke von oder über 500 000 kW
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Tanker auf allen Meeren 
Raffinerien in allen Erdteilen 
Laboratorien und Prüfstände 
in allen Ländern

Wohin Sie auch kom­
men - „Mobil“ ist das 
Markenzeichen hoch­
wertiger Mineralölpro­
dukte für Industrie, 
W ärm ewirtschaft, 
Schiffahrt, Luftfahrt. 
Straßenverkehr und 
Eisenbahnen.

w iesen Strom erzeugungskosten von 5,63 mills/kWh 
und solche von oder unter 40 000 kW  wiesen Kosten 
von 9,77 mills/kW h au f.»)

Stromerzeugungskosten In den USA

Position Einheit 1960 1958 1956 1950

S trom erzeugungskosteu  m ills i)/kW h 
B rennstoffkosten  miills ij/kW h 
B rennstoffkosten  cts/M ill. BTU *)

6,90
2.89

26,40

7,04.
3,00

27,40

7,15
2,70

23,70

8,40
2,73

22,2o:

*) Vio cen t. 2) B ritish Term al Undt.

D esgleidien kann man eine bestimmte „billige Ener­
gie" ohne nähere Bestimmung ihrer Nutzleistung in 
der W irtschaft nicht unbedingt als Grundlage für alle 
Bereiche der Energiewirtschaft empfehlen. In jedem 
Land herrschen bestimmte Voraussetzungen sowohl 
für die Erzeugung als auch für die Verwendung von 
Energie, je  nad i A rt der Bodenschätze, ihrer Eignung 
für bestim m te Zwecke oder für die Leistungsfähigkeit

der Volkswirtschaft. Zwischen den einzelnen Indu­
strieländern bestehen sehr starke Unterschiede in der 
Energiestruktur, in der Industriestruktur und in den 
Lebensbedingungen, und die W irtschaftlichkeit einer 
Energieart ist nicht überall gleichbedeutend mit ihrem 
m edrigen Preis. Unter Umständen kann ©in kosten­
loser Brennstoff zu höheren Energieverbraudierprei- 
sen führen als die Nutzung eines vergleichsweise 
kostspieligen Energieträgers. Im allgem einen gilt 
Elektrizität z. B. als „teure" Energieform, sie gilt 
jedoch — etwa für den Betrieb vieler Einzelgerät© — 
als die am vielseitigsten zu verw endende und w irt­
schaftlichste N utzenergie mit dem höchsten W ir­
kungsgrad für dezentralisierte und differenzierte Ar­
beitsleistungen. Entscheidend für die Bedeutung jeder 
Energieart ist daher ihr V erw endungsbereidi oder 
ihre Verwendungsbreite in der Volkswirtsdiaft, und 
vor allem auch ihre Bedeutung für die tedinisch-

*) „Electrical W orld", vom  20. 10. 1961. 2) „Bulletin“. Zürich. jNr. 2, 1959.
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industrielle Entwicklung ®), ihre Eignung als sichere 
Versorgungsgrundlage und ihre V erfügbarkeit ohne 
politisches und devisentechnisdies Aushandeln.

U nterschiedlicher N u tzeffek t d e r  E nergiearten

Brennstoffe und Energiearten sind bis zu einem ge­
wissen Grade untereinander austauschbar, jedoch 
erfordert der Austausch des Brennstoffes meist auch 
den Austausch technischer Installationen und ver­
ursacht daher neue Investitionen beim Energiever- 
braucher und in der Energiewirtschaft. Bestimmte 
Brennstoffe eignen sich spezifisch gut für jeweils ge­
sonderte V erwendungsbereithe. W ährend z. B. W ärme 
aus allen Brennstoffen gewonnen werden kann (ein­
schließlich Abfallstoffen), erfolgt mit der Höhe der 
W ärmeleistung und mit der Größe der W ärmeerzeu- 
gungs- und -umwandlungsanlagen eine A uslese je  
nach den Eigenschaften der Brennstoffarten (ther­
misch, chemisch und betriebs- oder auch versorgungs­
technisch). Durchweg fußen größere Feuerungsanlagen 
auf Kohle, und Kohle und Koks sind infolge ihrer 
leichten und gefahrlosen Handhabung und guten V er­
brennungseigenschaften die bevorzugten Brennstoffe 
in H aushalt und Gewerbe, wobei Koks ein spezi- 
fischer Breruistoff für die Eisen-, Stahl- und M etall­
industrie ist. Im allgemeinen fußt die V erarbeitung 
von M etallen und Schwermineralien und die Erzeu­
gung größerer Dampfleistungen auf Kohle, so daß 
alle Kohleländer auch zu hochindustrialisierten Staa­
ten geworden sind oder die Energiebasis kohlearm er 
Länder für Industrialisierungszwecke von der Kohle­
einfuhr abhängig ist.

Dieser Umstand gilt beispielsweise auch fü r, die 
kohlearm en Erdölländer, denn auf Erdöl lassen sich 
keine mit der Kohle vergleichbaren breiten  gewerb­
lichen und industriellen Produktionen auibauen. Erst 
seit relativ kurzer Zeit bietet die Petrochemie hierfür 
gewisse Möglichkeiten, die aber infolge der dafür 
notwendigen Großanlagen an entsprechende Finan- 
zierungs-, Verarbeitungs- und Absatzbedingungen ge­
bunden und somit begrenzt sind. Aus der Sicht von 
40 Jahren  w eltweiter Erdölwirtschaft ergibt sich, daß 
M ineralölprodukte typische Ergänzungsenergien für 
hochindustrialisierte Länder sind und dort in die be­
stehende Energieversorgung eintreten, insbesondere 
in Form von Treibstoffen für den individuellen M otor­
transport, w iederum  in Ergänzung zu den auf Kohle/ 
Strom fußenden Schienenverkehrsmitteln. Heizöl war 
als anfängliches Abfallprodukt billig, bis es aus Man­
gel, an Kohle und infolge zeitweiliger Förderüber­
schüsse aus günstigen, leicht erschließbaren Erdölvor­
kommen („ölschwemme") steigende Anteile am M arkt 
und an der Erdölverarbeitung gewann.

Der Umfang der Erdölgewinnung und der Fraktio­
nierungsprodukte in der Erdölverarbeitung ist aber 
ständigen Sdiwankungen unterworfen, die sich in ent­
sprechenden Preisveränderungen widerspiegeln:

Deutsche Einfuhrpreise für Rohöl

Ja h r in DM je  t J a h r j in  DM je  t

1930 *) 128,6 1952 115,3
1933») 43,2 1955 91,0
1935») 43,8 1957 114,0
1950 88,9 1960 82,0

*) Deutsches Keicb, P reise  in  RM,

Infolge hoher Kapazitäts- und Förderüberschüsse in 
der Erdölwirtschaft aus forcierten Erschließungen in 
den USA und den N ahostländem  verfügten die USA 
1957 Importbeschränkungen gegen Venezuela- und 
Nahostöl zum Schutz ihrer heimischen ö l-  und Kohle­
wirtschaft. Die hauptsächlich zur Versorgung der USA 
geschaffenen Exportkapazitäten drängten daraufhin 
auf den westeuropäischen Markt, und mit dem Über­
angebot vollzog sich ein Preisverfall sowohl bei 
Rohöl als auch bei M ineralölprodukten. Hingegen 
konnten die Kapazitäten im westeuropäischen Kohle­
bergbau nach 1945 mangels Kapitals, technischer Aus­
rüstungen und Fachkräfte nur langsam vergrößert 
und rationalisiert werden, und neue Schachtanlagen 
sind praktisch seit 1938 überhaupt nicht mehr nieder- 
gebracht worden. Einem „unterernährten“ Kohleberg­
bau — was Mittel und energiepolitische Maßnahmen 
anbetrifft — steht seitdem eine expansive, handels­
politisch geförderte Erdölwirtschaft gegenüber. H ier­
bei bot die „Kohlelücfce“ den Erdölüberschüssen die 
Gelegenheit zur Erweiterung des Heizölabsatzes zu 
stark reduzierten W ettbewerbspreisen.

Verbraucherpreise für leichtes Heizöl
(in DM je  t)

Position _ 1955 1956 1957 1958 1959 1960

Jahresm itte l 200,— 212.— 205,— 140,— 130,— 125,—
Höchstpreis ') 205,— 227,— 242,— 155,— 138,— 126,—
H ödtstp reis iu:

Frankreich • 183,— 202,— 224,— 185,— 177,— 167,—
Belgien 166,— 181,— 220,— 174,— 186,— 179,—

’) Prof. Dr.-Ing. H . F. M u e l l e r :  .E nropäisd ie  E nergiepolitik“, 
V ortrag  v o r d e r F orsdiungsstelle  fü r Energiew irtsd iaft, TH K arls­
ruhe, V. 20.-24. 3. 1961.

’) Ib. Ham burg.

Preisschwankungen bei Rohöl um 300®/» und bei 
Heizöl um 100 “/o innerhalb von 5 Jahren  kennzeich­
nen seit mehr als 30 Jahren  die Schwierigkeiten bei 
der Erdölwirtschaft, ihre Erschließungen, Förderun­
gen, V erarbeitungen und Absatzmöglichkeiten mit­
einander in Einklang zu bringen. Dessenungeachtet 
bildete sich unter dem Eindruck der seit 1958 einge­
tretenen „ölschwemme“ (und als Folgewirkung zumal 
in den USA auch „Kohlenschwemme") die Ansicht, 
daß es einen „billigen Energiepreis" auf der Basis 
von Importbrennstoffen und zumal infolge der Struk­
tur der Erdölwirtschaft gäbe oder daß er sich über 
politische Maßnahmen mindestens herbeiführen lasse.

Ursachen und F olgen  von P reisänderungen

Bis 1955 in den USA und bis 1958 in  W esteuropa 
bestand das Energieproblem in der Überwindung der 
M engenknappheit bei Kohle und ö l,  der Devisen­
knappheit für Brennstoffimporte und der Knappheit 
an (daher teurem) Frachtraum im Seetransport. Für 
den W elthandel in Brennstoffen ist der USA-Markt 
mit dem höchsten Anteil am W eltenergieverbrauch 
(1958: 33 Vb) ein ausschlaggebender Faktor. Ihr hoher
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Im port bew irk t einen „Nachfragepreis“ am W elt­
m arkt n id it nur bei allen Rohstoffen, sondern audi 
an Fraditraum , ein besdiränkter Import drüdit dem- 
entsprediend auf die Produkt- und Transportpreise. 
Bei verm indertem  Energiebedarf (z.B. infolge von 
Konjunkturrüdcsdilägen) erhöht sidi die Exportfähig­
k eit des USA-Kohlenbergbaus, bei zunehmendem 
E nergieverbraudi verm indert sie sidi, wobei innerhalb 
d e r näd isten  15 Jah re  sehr wahrsdielnlidi allein von 
■der E lektrizitätsw irtsdiaft um ein Drittel mehr als die 
heu tige Kohlengesamtförderung der USA beansprudit 
w erden wird.

übersd iußsituationen  am Weltbrennstoffmarkt im 
V erein m it übersdiußkapazitäten  in  der Fraditsdiiff- 
fah rt begünstigen zweifellos den Verbraudier und 
tragen  zur Besdileunigung der wirtsdiaftlidien Ent- 
w idclungen bei, w ie dies besonders inder Bundesrepu­
blik, in I talien, F rankreid i und Japan der Fall war oder 
ist, wo die w irtsdiaftlidie Expansion und die An­
näherung an den  „W ohlstandsstandard“ bis dahin 
m ehr als in  den USA, England oder Skandinavien 
durd i die „Energielüdce" verzögert worden ist. Jedodi 
is t es fraglidi, ob Dbersdiußsituationen zur Grund­
lage für langfristige Versorgungen der Energiewirt- 
sdiaft, zur A ufrediterhaltung einer Stagnationspolitik 
in der Entwidclung heim isdier Energiequellen und 
zum A usgangspunkt für politisdie Maßnahmen ge­
nommen w erden können, die entweder von Entwidc- 
lungen in  der übrigen W elt außer Kraft gesetzt oder 
m ittels politisd ier und v ie lleid it militärisdier A ktio-' 
nen  erzwungen w erden müssen. Diese Befürditungen 
gelten in  den Rohstoff- und Erdölexportländern kei­
nesw egs als unbegründet.

Aus einem außenw irtsdiaftlidi gebildeten „billigen 
Energiepreis“ läßt s id i audi nodi kein Kostenvor- 
sprung fü r die begünstigte allgemeine Volkswirt­
sd iaft ableiten. A udi niedrigere Energiekosten in  der 
allgem einen V olksw irtsdiaft bedeuten nodi keinen 
W ettbew erbsvorsprung etw a in konkurrierenden Ex­
portw irtschaften. In Sdiweden und Norwegen sind 
z. B. die Strom preise (aus Wasserkraftwerken) erheb­
lich n iedriger als im Bundesgebiet, ohne daß sidi 
daraus eine w irtsdiaftlidie Überlegenheit in  der all­
gem einen Industrie oder beim Preis aller Exportgüter 
und in den Lebenshaltungskosten ergibt. Der Ener­
giepreis ist nur dann entsdieidend für den Güterpreis 
konkurrierender Industrien, wenn sämtlidie sonsti­
gen K osten und Lasten gleidi sind®), was nodi nidit 
einm al innerhalb einer einzigen Brandie eines Landes 
der Fall ist. . ,

Der A nteil d e r ' Energiekosten (an dem die Brenn­
stoffkosten m it 30—50 "/a beteiligt sind) am industriel­
len H erstellungspreis beträgt im Bundesgebiet durdi- 
sd in ittlid i 1—3 “/o, lediglidi in der Eiseni- und Stahl­
erzeugung erreid it er 9—14“/» und nur beim Sonder­
fa ir  A lum iniumerzeugung bis zu 25 ®/o (beide Indu­
strien  können von niedrigen Erdöl/Heizölpreisen pro­
duktiv  n id it profitieren). Auf die Preisebene oder die

Unfaft»
HafHtfücM-

Kiflflv«rk£hrsT

Bcraübilngs-
Gfiais-

leitiutgsvrafrcr*
■ Stürttv-

U/zrficherütigen.
D e u t s c h e  S a c h v e r s i c h e r u n g

EIGENHILFE

%

HAMBURG 1 • STEINSTR.27* RUF> 321013

*) »Electrical V^^orM', vom  20. 10. 1961. .
Prof. Dr. F. B u  T g. b a  c h  e r  : .E nergie  im größeren Europa", 

V o rtraq  in  Essen, D ezem ber 1961.

Lebenshaltungskosten können sidi Bremistoffpreise 
in nur geringem Maße auswirken, wenn sie  audi 
kum ulativen Charakter haben und Veränderungen 
nadi oben sidi bei allgemein verw endeten Brenn­
stoffen in der Breite der V olksw irtsdiaft summieren 
(während Preisermäßigungen bei Brennstoffen sidi 
nur ausnahmsweise dem V erbraudier mitteilen).

Hingegen fällt der Brennstoffpreis betriebswirtsdiaft- 
lid i und absatzpolitisdi stark  ins Gewidit. Bei einem 
„freien Preisw ettbew erb“ (der in fast keinem  Lande 
für alje Brennstoffe und Energiearten gilt oder als 
durdiführbar bewiesen worden ist) geht der V er­
braudier, wenn irgend möglidi, unfehlbar zur bil­
ligeren Quelle über (unter der Einsdiränkung, daß 
sie w irtsdiaftlidier ist, worin ein U ntersdiied liegt). 
Bei annähernd gleidien Bedingungen im V erbraudi 
geht er also etwa von der heim isdien zur impor­
tierten Kohle, von Kohle zu Heizöl erst des „W estens", 
dann des „Ostens" über, und sdiließlidi zum Sahara- 
und dann zu russisdien Erdgas, wonach sich (wie 
in den USA zu beobaditen ist) d ie  E lektrizität aus 
heim isdier Kohle wieder durdisetzen kann. Die erfor- 
derlidien Investitionen in  drei oder m ehr versdiie­
dene Feuerungsanlagen (Kohle, Heizöl, Gas, Strom) 
mögen aus den konjunkturellen Preisuntersdiieden 
vielleid it kurzfristig zu am ortisieren sein. Hingegen 
ist es ganz unwahrsdieinlidi, daß auf dieser W edisel- 
basis die volkswirtschaftlidie Energieversorgung ge- 
sid iert und für alle konkurrierenden (statt sidi ergän­
zenden) Energiesysteme rentabel gehalten werden 
kann. -
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V olkswirt$chaftliche U m stellungskosten

Bei keinem Brennstoff — sei es Kohle, Erdöl, Erdgas 
oder Atomenergie — lassen sid i Investitionen, För­
derungen, Abnehmerverträge, Verteilerorganisationen, 
Verarbeitungsanlagen, Verkehrsednriditungen und 
Transportmittel, Finanzierungen und Handelsverein­
barungen oder sonstige außen- und innenwirtsdiaft- 
lidie Grundlagen auf eine Politik wediselseitiger 
Preisunterbietungen abstellen, ohne das Risiko hoher 
Verluste einzugehen. Umstellungen des V erbraudiers 
setzen die aufgegebenen . Absatzsysteme still; Absatz- 
stodcungen bei M assengütern bedeuten bei dem Um­
fang jedes der Versorgungssysteme enorme Betriebs­
verluste, so daß audi Förder- oder Produktionskapazi­
tä ten  aufgegeben und  unter ungeheuren Kapitalver­
lusten abgesdirieben w erden müssen.

Die volksw irtsdiaftlidien Kosten der überstürzten Um­
stellung von Kohle auf Heizöl lassen sidi — bei einer 
angenommenen Verdrängung von 30 Mill. t  SKE Stein­
kohle dnrdi Heizöl innerhalb von 5 Jahren  — etwa 
wie folgt sdiätzen ®);

Position V erlust in 
M rd. DM .

AbsdireibTingen von  Förderkapazitä ten
im Kohlenberg'bau 7,5

Sozialbeihilfen, fü r B ergarbeiter 0,5
Absdireibunigen von  A nlagen in  d e r m it K ohle 

ve rbundenen  W irtschaft 3,0
Einkom m ensm inderungen b e i V erkehr, Transport 

nn d  D ienstleistungen 1,5
A usfall im K ohlenexport____________    4,0
Insgesamt rd, 16,5

Die Schätzung soll nur die Größenordnung Volkswirt- 
sdiaftlidier V erluste aufzeigen, die sid i bei Unter­
schieden im Brennstoffpreis von rd. 15 Vo zugimsten 
des W ärm epreises von Heizöl ergeben können. Die 
Einsparungen der Betriebe am Brennstoffpreis lassen 
sidi unter dieser Preisrelation auf n id it m ehr als ins­
gesamt 1,1 Mrd. DM sdiätzen (in 5 Jahren, jährlid i 
rd. 220 Mill. DM). Der volkswirtschaftlidie V erlust von 
über 15 Mrd. DM in 5 Jah ren  berüdisiditigt audi nidit 
den Steuerausfall, der beim arbeitsintensiven Kohle­
bergbau natürlid i besonderes Gewidit hat. ’’) Tatsädi- 
lid i hat sddi das „Verdrängungsvolumen“ der bis 1970 
geplanten H eizölkapazitäten im  Bundesgebiet auf 
45 Mill. t  SKE erhöht. Die Investitionen der Mineral- 
ölw irtsdiaft von 1951 bis 1965 werden auf über 
14 Mrd. DM beziffert, sie dürften bis 1970 also an­
nähernd 20 Mrd. DM erreidien. Vom Gesiditspunkt 
der Kapitalausgaben werden die Absdireibungen in 
der Kohlenwirtsdiaft durdi die zum Ersatz dienenden 
Absdireibungen in der ErdÖlwirtsdiaft mehr als ver­
doppelt. Hingegen lassen sidi die in  der ErdÖlwirt­
sdiaft entstehenden' Einkommen n id it der eigenen 
Volkswirtsdiaft vollständig hinzuredinen, da ein 
großer Teil ihrer Einnahmen ins A usland abfließt.

Die Kosten- und Absatzlage im w esteuropäisdien 
Kohlenbergbau sowie die Probleme bei der Begrenzung 
von Förderkapazitäten dürfen als bekannt vorausge­

setzt werden. ®) Hingegen gründet die Annahme eines 
langfristig gegebenen niedrigen Erdölpreises einsieitig 
auf den Umständen des regional-lokalen W ettbewerbs 
innerhalb der M ineralölw irtsdiaft und zur Kohle und 
auf der Produktions- und Handelspolitik der in ter­
nationalen Ölkonzerne auf der Basis ihrer Konzessi­
onsverträge mit den Erdölexportländern. H ier haben 
sidi seit 1950 jedodi bedeutende politisdie und pro- 
duktionspolitisdie Änderungen vollzogen. Im Jahre 
1960 entstand mit der Gründung der „Organisation 
der Ö lexportländer“ („Organisation, of the Petroleum 
Exporting Countries": OPEC) eine neue Institution 
der internationalen ErdÖlwirtsdiaft als Interessenver­
band der Regierungen der Ö lexportländer, die nun 
den Standpunkt der Erzeugerseite in der ö lw irtsd iaft 
vertreten.

G rundsüge d e r  E rdÖ lw irtsd iaft

Zwisdien den Erdölexportländern und  den Ö lgesell­
schaften besteht eine natürlidie Interessengemein- 
sdiaft. Ihr Verhältnis kann mit jenem  zweier Gesell- 
sdiafter verglidien werden, von denen der eine im 
Besitz einmaliger Grundstoffe, der andere im Besitz 
der Produktions- und Vertriebs einriditungen ist. 
Ferner wird ihr V erhältnis dadurdi gekennzeidinet, 
daß die meisten Erdölexportländer bis vor kurzer 
Zeit un ter Vormundschaft fremder M ädite standen — 
im O rient z. B. unter jener des Osmanisdien Reidies 
und seiner Steuerpäditer, dann unter jener der Sdiutz- 
m ädite der Ölkonzerne. ®) Erst zwisdien 1950 und heute 
gewannen die meisten Ö lexportländer im Orient, in 
Nordafrika und Südostasien ih re nationale Souveräni­
tä t und wirtschaftlidie Selbständigkeit. Das heißt, daß 
die Konzessionsverträge zur A usbeutung der Erdöl­
vorkommen bis vor kurzer Zeit in  den meisten Län­
dern in direkter politisdier oder mindestens wirtsdiaft- 
lid ier Abhängigkeit vom den Schutzmäditen der Öl­
konzerne abgesdilossen worden sind. Ferner muß be- 
rüdcsiditigt werden, daß sidi zur Zeit der Vertrags- 
absdilüsse die Regierungen und oft auch die ölgesell- 
sdiaften selbst der Bedeutung n id it bewußt sein 
konntein, die die Erdölvorkommen durch d ie weltweite 
M otorisierung und die Entwidclung des W eltenergie­
bedarfs erlangten. Bei den „M odellverträgen' von 
1907—1920 und sogar bis 1950 ersdieinen Anpassun­
gen an die heutigen Gegebenheiten als unumgänglidi.

Mit der Gewinnung ih rer nationalen und wirtsdiaft- 
lidien Selbständigkeit w andelte sich die Stellung der 
Ölländer von O bjekten einer mehr oder m inder deut- 
lidien Kolonialpolitik zu „vollmündigen" Besitzern 
der Bodensdiätze ihrer Länder. ‘“) Damit veränderte 
sidi audi der Charakter der Abgaben (Royalties) der 
ölgesellsd iaften  von Zugeständnissen an die Landbe­
sitzer oder Führungssdiiditen in effektive Steuern und 
von Nebeneinnahmen der Bevölkerungen in ordent- 
lid ie Staatseinkünfte, von denen die Regierungshaus­
halte und wirtsdiaftlidi-sozialen Entwicklungen aus- 
sdilaggebend abhängig sind. Im gleidien Maße änderte

•) .E ine E nergieum stellung w äre  k o stsp ie lig ', ln : .Industrieku rie r" , 
31. 5. 1960.
’) A nton  Z i s c h k a  ; .K ohle im A tom zeitaiter", S. 128.

®) Jahresberich t 1958—1960, U nternehm ensverband R uhrbergbau, 
Essen 1961.
») G eorge E. K i r  k  ; .K urze Geschichte des N ahen O stens", W ies- 
balden 1961, S. 160 ff.
1®) K i r k : a. a . O.
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sid i aber audi die Beurteilung derBodensdiätze selbst, 
näm lidi von günstig nutzbaren privaten Handelsgütern 
zu begrenzten und sidi ständig vermindernden Gut­
haben des Volksvermögens und Volkseinkommens im 
Zuge der Ausbeutung der R eserven“ ).

K ennzeidinend für die Erdöl- und Erdgaswirtsdiaft 
ist, daß (umgekehrt wie in  der Kohlewirtsdiaft) das 
H auptproblem  in der Aufspürung kostengünstiger 
L agerstätten liegt. Günstige Umstände sind Tiefen bis 
zu 1500 m, die N ähe zu Verbraudiszentren oder min­
destens zu günstigen Transport- und Verkehrswegen 
sow ie m öglidist um fangreidie Felder. Die ersdilos- 
senen Ölfelder lassen sidi durdi Vervielfadiung der 
A nbohrungen sehr sdinell ausbeuten, dodi verm indert 
natü rlid i die Erhöhung der Förderkapazität die Lebens­
dauer der Reserven. A ndererseits ist — ebenfalls im 
U ntersdiied zum Kohlenbergbau unter Tage — die 
B esdiränkung der ölförderung kein tedinisdies oder 
w irtsd iaftlid ies Problem, sondern lediglidi eine Frage 
des Produktionsgewinns. Hohe Förderleistungen und 
große Umsätze ergeben größere Produktionsgewinne, 
allerdings auf Kosten der Lebensdauer der Reserven. 
Ebenso w ie bei Kohle und anderen Bodensdiätzen 
sind die Q ualitäten von Erdöl versdiieden und eignen 
sid i in  untersdiiedlidiem  Maße zur Gewinnung von 
leid iten  Treibstoffen, Heizölen, Sdimierstoffen, Gasen

“ ) OPEC: .R eso lu tions A dopted  a t th e  Conferences’ , Genf 1960—1962.

und für diem isdie Verarbeitungen, wobei jedes Öl­
feld untersdiiedlidi groß ist und seine besondere 
Q ualität aufweist.

Seit 1950 b as ie r t: die Erdöl-Exportwirtsdiaft auf drei 
Regionen: dem N ahen Osten, Venezuela und — in 
relativ  kleinem Umfang — auf Nordafrika. Die N ah­
ostländer verfügen über die weitaus größten und 
kostengünstigsten Reserven der W elt, die (wie jene 
Venezuelas und Nordafrikas) praktisd i vollständig 
für den Export verfügbar sind. Hingegen dedcen die 
wiirtsdiaftlidi nutzbaren Reserven Nordam erikas den 
Eigenverbraudi nur nodi für etwa 10 Jahre, und die 
eigene Förderung w ird daher durdi Importe ergänzt. 
Ebenso ist damit zu redinen, daß die großen Ö lreser­
ven der Sowjetunion praktisch vollständig zurDedcung 
des sehr hohen Energiebedarfs im Ostblodc und  in 
China sowie Indien dienen werden.

D ie Preis'M engen-Schere u n d ihre Folgen

Als 1959 und und 1960 die Listenpreise, nach denen 
im Orient die Regierungsabgaben beredinet werden, 
von den ö lgeseilsd iaften  ohne Konsultation der Re­
gierungen um etwa 15 “/o herabgesetzt wurden, grün­
deten die Regierungen von Iran, Irak, Kuweit, Saudisdi- 
Arabien und Venezuela d ie  Organisation der Erdöl­
exportländer (OPEC), zu der dann Q atar beitrat und 
Trinidad seine Aufnahme beantragte. Die OPEC-Län- 
der stellen 70 “/o der W eltreserven an Erdöl, über
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85 ”/» der W eltexporte und 40 ®/o der W eltförderung. 
An den jeweiligen Staatshaushalten sind die Ölein­
künfte mit 30—100 “/o beteiligt, und über 70 Vo aller 
wlrtsdiaftliciien und sozialen Entwicklungsprogramme 
müssen aus den Öleinnahmen finanziert werden “ ).

Obwohl die Öleinkünfte der Regierungen sidi seit 
1945. vervielfadit haben, sind ihre Ausgaben dennodi 
schneller gestiegen, so daß fast alle S taaten hohe 
Haushalts- und Zahlungsbilanzdefizite aufweisen. In­
folge der dadurch eingetretenen Stockungen in den 
Wirtscfaaftsprogrammen sind in allen Ländern ernste 
sozial- und innerpolitische Krisen entstanden, die 
grundsätzlicher Lösungen bedürfen. Zu diesem Zweck 
hat die OPEC umfassende W irtschaftsforschungen zur 
Klärung der Vorrats-, Produktions-, Absatz-, Preis- 
und Finanzierungsverhältnisse in der W eltölwirtschaft 
in die W ege geleitet, auf deren Ergebnissen die künf­
tigen Maßnahmen aufbauen. Da eine Reihe dieser 
Untersuchungen bereits vor dem Abschluß stehen, 
darf noch im Laufe dieses Jahres mit dem Beginn von 
N euordnungen in  den Beziehungen zwischen den Öl­
exportländern und den ölgeseilsd iaften  gerechnet 
werden. “ )

Durch die forcierte Ausbeutung der (im 'Vergleich zur 
Kohle) eng begrenzten kostengünstigen Ölvorkom­
men ergab sich seit etw a 1955 in  den USA und seit 
1958 in der übrigen W elt eine zunehmende „Mengen­
konjunktur" bei Erdöl, in deren Verlauf der von den 
Ölkonzernen auf USA-Ebene gehaltene W eltm arkt­
preis aufgegeben, die Erzeugerpreise gesenkt und die 
Verbraucherpreise durdi Rabatte noch w eiter gedrückt 
wurden. Infolgedessen verschlechterten sich nicht nur 
die Preis-, sondern auch die Absatzbedingungen im 
Ölexport, und die Konzesisionsgesellsciiaften suchten 
über den Mengen-Preis-Mechanismus die Ö lexport­
länder gegeneinander auszuspielen.*®) Venezuelas 
Staatseinkünfte aus der ölw irtschaft sanken z. B. von
1,2 Mrd. I  1957 auf 923 Mill. $ 1958 und 780 Mrd. |  
1959. Die Einkommen der N ahostländer verm inderten 
sich durch die erste Herabsetzung der Listenpreise 
im Februar 1959 um 18 cts/Barrel, für das laufende 
Jah r um insgesamt 132 Mill. $ oder über 10 V» ihrer 
gesam ten Öleinkünfte. Eine zweite Senkung der 
Listenpreise im August 1960 um weitere 8 cts/Barrel 
verm inderte die Ö leinkünfte um w eitere 5 “/». Der 
Preisrückgang wurde im O rient nachfolgend durch 
M engensteigerungen ausgeglichen, also eine „Mengen­
konjunktur“, doch blieben die Öleinnahmen in  den 
Ö lexportländern dennoch hinter den Vorberechnungen 
für die Entwicklungsprogramme erheblich zurück.

Bei Fortsetzung der Preis-Mengen-Schere in der Öl­
wirtschaft ist zu erwarten, daß sich in kurzer Zeit alle 
nicht spezifisdi an andere Energiequellen gebundenen 
Verbraucher auf Erdöl/Erdgas umstellen werden. Da­
mit würde sich der Ölverbrauch in der westlichen 
•Welt von heute rd. 1 Mrd. t jährlich alsbald mehr 
als verdoppeln, wobei der ö lbedarf der USA (rd. 
50 Vo des W eltölverbrauchs) künftig zunehmend durch

Importe gedeckt w erden muß. Zu berücksichtigen ist 
auch, daß die hochindustrialisierten Staaten mit 20 Vo 
der W eltbevölkerung heute 80 Vo des W eltenergiever­
brauchs beanspruchen. Jede Steigerung im Lebens­
standard der übrigen W elt — die weitgehend von Öl­
im porten abhängt, da Kohle dort nicht ausreichend 
verfügbar is t — muß demnach einen gewaltigen An­
stieg des Ölverbrauchs verursachen. Bei konservativer 
Schätzung ist mit einer Erschöpfung der heute w irt­
schaftlichen Ö lreserven innerhalb von 25 Jahren zu 
rechnen, bei einer „dynamischen" Entwicklung ge­
gebenenfalls schon in 15—18 Jahren. Das heißt, noch 
in dieser G eneration müssen in den heutigen Erdöl­
exportländern neue, vom ö l  unabhängige W irtschafts­
grundlagen geschaffen werden. >®) *’)

F orderung nach uiirtschaftlicher H aushaltung  
d er  R eserven

Dem Prinzip der raschen Ausbeutung von Erdöl- und 
Erdgasreserven zum niedrigstmöglichen Preis zur Er­
zielung möglichst hoher Umsätze stellen die Ö lexport­
länder nunmehr die Forderung nach sparsamer und 
wirtschaftlichster Haushaltung bei den eng begrenzten 
Reserven entgegen, um auf möglichst lange Zeit in 
den Genuß möglichst hoher Einkünfte für die Entwick­
lung ihrer Volkswirtschaften zu kommen.

W enn man darauf hinweist, daß die möglichen Öl­
reserven der Erde etwa 150 oder sogar 200 Mrd. t 
betragen können, so muß doch erst der Beweis er­
bracht werden, daß sie vorhanden sind, daß sie unter 
vergleichbaren Kosten und Preisen zu den heutigen 
ö l-  und Kohleförderungen gewonnen w erden können 
und daß sie nicht notwendigerweise gleichfalls unter 
die Gebote einer wirtschaftlichen Haushaltung wie 
in den bisherigen Ölexportländern fallen. Sollten diese 
Umstände insgesamt zutreffen, so w ird — unter Zu­
grundelegung nur der heutigen Zuwachsrate von 7 Vo 
im W eltölverbrauch — das gesamte mögliche Ölvor­
kommen der Erde innerhalb von etwa 60 Jahren 
erschöpft sein. Bis 1980 w ären demnach etwa 45 Mrd. t 
(mehr als die heute gesicherten W eltölvorräte) ver­
braucht, und zur A ufrediterhaltung eines Standes ge­
sicherter Reserven für mindestens 20 Jahre  (statt rd. 
40 Jahre heute) müßten 1980 mindestens 80 Mrd. t 
neuer Erdölvorkommen gesichert sein. Für die nächsten 
20 bis 40 Jah re  w ird sich das Gebot sparsam ster Haus­
haltung nur noch dringlicher stellen, und eine weitere 
progressive Verbraudiszunahm e müßte das Ende der 
W eltölvorräte nur beschleunigen. ®̂)

In Anbetracht der für Jahrhunderte ausreichenden 
Kohlenvorräte der W elt muß es als höchst unwirt- 
schaftlich. erscheinen, wenn die eng begrenzten, aber 
leichter verkäuflichen Energiequellen Erdöl und  Erd­
gas zum Ersatz von Kohle dienen sollen, nur um in 
schon naher Zeit vor dem Zwang zu stehen, heute 
noch Unbekannte Vorkommen zu sehr wahrschein­
lich vielfach höheren Kosten als den heutigen Erzeu-

« ) OPEC: .R eso lu tio n s ', i960—19«2. 
“ ) OPEC: .R esolutions", 1961/62./ 
*=) OPEC; .R eso lu tio n s ', 1960.

« ) OPEC: .R eso lu tio n s ', 1960.
*’) „Der O rien t a ls  Rückgrat der Ö lv e rso rg u n g ', in : Petroleum  
Press Service, A ugust 1&61.
18) „Steel and Coal*, London, N r. 4878/1962.
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gerpreisen zu ersdiließen oder die unersetzlidien 
M otorkraftstoffe und Schmierstoffe aus Kohle zu ge­
winnen.

Diese Frage stellt s id i heute sdion in den USA, die 
vor 25 Jah ren  nodi ein ölexportland waren, seit 
15 Jah ren  zu einem Ölimportland geworden sind und 
deren  Reserven an kostengünstigem  Erdöl ihren Ge- 
sam tverbraudi heute nur nodi 9 Jahre dedcen. Die 
Kosten für N euersdiließungen liegen heute bereits 
bis zu 2,80 $ /t über den Verkaufspreisen von Rohöl, 
und ähnlidi verhält es sidu bei Erdgas.“) Trotz größ­
ter A nstrengungen und finanzieller Aufwendungen 
sind in  den  USA seit 1950 keine großen ö l-  und 
Erdgasfelder mehr entdeckt worden: Für Förder- und 
Suchausgaben wurden in dieser Zeit über 42 Mrd. $ 
auf gewendet, davon fast 6 Mrd. $ allein für geophysi­
kalische Forschungen. Die Reserven erhöhten sich da­
durch jedoch um weniger als 15 Vo (Chase M anhattan 
Bank). In den letzten 15 Jahren sind dort etwa 
2—4 Mrd. t Kohle durch Erdöl/Erdgas substituiert 
worden, wofür keinerlei wirtschaftliche Notwendigkeit 
bestand, denn Kohle is t dort nicht nur .unerschöpf­
lich", sondern auch zu äußerst kostengünstigen Be­
dingungen vorhanden.

S tab ilis ieru n g  d e r  Ö lpreise und Öleinkommen

Der ö lp re is  ist zu keiner Zeit ein „Kostenpreis" ge­
wesen, sondern stets ein „Verwaltungspreis“. Durch 
die Listenpreise ist der Erzeugerpreis gegenüber den 
ö lfö rderländern  längerfristig als Hödistpreis ein­
schließlich S teuern und Abgaben stabilisiert worden, 
und desgleichen bildeten die internationalen ölkon- 
zerne bis 1958 den einheitlichen Weltmarktpreis auf 
USA-Ebene (etwa 40®/» über dem Niveau der Erzeu­
gerpreise in  den N ahostländern und Venezuela). Maß­
geblich für die Preisbildung in der ölwirtschaft sollten 
nad i Ansicht der OPEC folgende Faktoren sein:

1. Das V erhältn is der Produktion zu den Reserven, 
wodurch der Zeitraum begrenzt wird, in dem die 
Ö lexportländer (und Konzessionsgesellschaften) ein 

■Öleinkommen erlangen, können.

2. Das V erhältnis zwischen Produktion und Reserven 
der verschiedenen Energiequellen, wonach die

*•) „Petroleum  Press Service", O ktober 1960i Dezember 1961.

V ersorgungsanteile am W eltenergiebedarf für eine 
langfristige und gleichmäßige Deckung zur V er­
hütung vorzeitiger Erschöpfungen von Energie­
arten annähernd bestimmt werden sollten.

3. Das V erhältnis zwischen Volkseinkommen und 
Staatseinnahm en aus der Erdölwirtschaft in den 
Ö lesportländern gegenüber den Einnahmen der 
Konzessionsgesellschaften. Im Durchschnitt dedten 
die öleinnahm en 70 Vo' der S taatshaushalte und 
der Aufwendungen für die W irtschaftsentwidclun- 
gen in den Ölexportländern. Hingegen bezieht ein 
knappes Dutzend Ölgesellschaften die gleichen 
Einkommen aus dem .Volksverm ögen der Ö lexport­
länder im O rient wie die Regierungen von 35 Mill. 
Einwohnern zur Überwindung von Hunger und 
Not.

4. Das Verhältnis der Brennstoffpreise zu den Ge- 
Gewinnen, die zur Finanzierung von Erschließun­
gen und A nlageinvestitionen zur Deckung der län­
gerfristigen Bedarfsentwicklung erforderlich sind. 
H ierbei bildet d er Preis ein Regulativ für die Be­
darfsentwicklung. Zur Dediung des Treibstoffbe­
darfs dürften beispielsweise die heutigen Förder­
und V erarbeitungskapazitäten in der Erdölwirt­
schaft für Jahrzehnte hinaus ausreichen. W ird aber 
die Substitution von Kohle durch verbilligte Heiz­
ölpreise einbezogen, so werden enorme zusätzliche 
Investitionen erforderlich, deren Finanzierung und 
Rentabilität w eit höheren Risiken unterliegt, als 
sie bei Treibstoffen gegeben sind. So liegt bei 
einem norm alen Raffinerieanteil von 15—20 Vo 
Heizöl M/S die Ebene des Mischpreises für alle 
Produkte in den USA bei und über 4 $/BarreI (rd. 
28 $/t), und die Raffinerie-Gewinnspanne liegt bei 
1 |/B arre l (rd. 7 $/t), wobei das Heizöl unter dem 
Preis von Rohöl abgegeben wird. In W esteuropa 
liegt der Heizölanteil heute bei 50 Vo, und das 
Heizöl wird ebenfalls unter dem Rohölpreis abge­
geben. “̂) J e  größer der Heizölanteil am Umsatz 
der Erdölwirtschaft wird, desto m ehr verschlechtert 
sich ihre Rentabilität. ‘̂)

Vorbehaltlich künftiger Entschließungen können die 
Ziele der OPEC im wesentlichen w ie folgt definiert 
w erd en “ ):

1. Erhöhung der Regierungsabgaben vom Erzeuger­
preis (fob Exporthafen). Hierfür w ird die in  V ene­
zuela geltende Regelung in Betracht gezogen, wo-

*®) Zum V ergleich des Preisgefälles d iene (Preise fob K aribisdie 
Häfen): Heizöl 2 $/Barrel, M otorenbenzin 3,75 $/Barrel, Petroleum  
4,17 $ /5arreI und  billigste G asölsorten  3,67 $/Barrel.

»Petroleum Press Service", M ai, Jun i, Ju li, Septem ber und  
N ovem ber 1961.
« ) OPEC: .Resolu tions" 1960—1962, Genf.
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nad i die Regierungsanteile n id it in Royalties vom 
Listenpreis (im O rient durdiweg 50 : 50) beredinet 
werden, sondern in Form von Steuern auf die effek­
tiven Verkaufspreise erhoben werden (durdisdinitt- 
lid i 66»/o).

2. W iederherstellung eines einheitlidien W eltm arkt­
preises für Erdöl auf einer Basis, die andere, heute 
n id it wettbewerbsfähige Fördergebiete (z. B. USA, 
Kanada, z. T. audi Notsdafrika usw.) n id it mehr aus 
der W eltölversorgung aussdiließen und die audi 
allen anderen Energiequellen die M öglidikeit gibt, 
an der Dedcung des rasdi ansteigenden W eltener­
giebedarfs im größtmöglidien Ausmaß teilzuneh­
men. Bei einer jährlid ien  Zuw adisrate von 4®/# 
kann der W eltenergiebedarf sidi innerhalb von 
35 Jahren  vervierfadien, also von heute 4,5 Mrd. t
SKE auf 18 Mrd. t SKE jährlid i a n s t e i g e n .  

liegt das Problem n id it bei der „billigen", sondern 
bei der „ausreidienden“ Energieversorgung.

3. Längerfristig stabilisierte Exportpreise bei Erdöl 
und Erdgas (an dessen W eltreserven die OPEC- 
Länder m aßgeblidi beteiligt sind) in  Angleidiung 
an die w adisenden Staats- und Entwidclungsaus- 
gaben der Ölexportländer, wodurdi Erzeuger und 
V erbraudier eine stabile Grundlage für ihre In- 
vestitions- und Verbraudisplanungen erhalten.

4. Langfristige Ersdiließungs- und Investitionsplanun­
gen bei allen Energiequellen zur Deckung d;es W elt­
energiebedarfs un ter Berücksichtigung der dring­
lichen Energieprobleme in den „Entwidilungs- 
lättdern“.

Vom  P re im ettbe teerb  xum Leistungtw ettbeuierb

Die „Politik des billigen; Energiepreises“ wird in  den 
Ölexportländern nicht se lten  auch als Anzeichen für 
eine politische nnd  gegebenenfalls militärische Druck­
politik angesehen, die den Konzessionsmächten ihre 
export- und währungspolitischen Vorteile auf Kosten 
der Ö lexportländer erhalten soll. In dieser Hinsicht 
träg t die periodische Entsendung britischer und am eri­
kanischer Truppen in  den N ahen Osten nidit zu einer 
Entkräftung solcher Ansichten bei. Nach den Erfah­
rungen im Suezkonflikt und im A lgerienkrieg wird 
man aber derartige Konsequenzen der Energiepolitik 
kaum mehr in  Erwägung ziehen. Im übrigen stehen 
die Konzessionsgesellschaften den Forderungen der 
OPEC keineswegs grundsätzlich oder ungeteilt ab­
lehnend gegenüber, sondern haben verschiedentlich 
ihrer Besorgnis über die für alle Beteiligten abträgliche 
Entwicklung des „freien Preiswettbewerbs" — z. B. 
auch durch die Staatsgesellschaften Frankreichs, 
Italiens, Bayerns, der Sowjetunion und Brasiliens oder 
A rgentiniens — deutlich Ausdruck gegeben.

W ie die Entwidilung in Venezuela zeigt, träg t die 
Stabilisierungspolitik der Förderländer wesentlich zu 
einer Verbesserung der Kosten-Preis-Situationi und der

Gewinne der Konzessionsgesellschaften bei, die sie 
erst als „bedrohlichen Eingriff" empfanden ^ )̂:

Entwicklung der DIwirtschaft in Venezuela

Position Hinlieit 1959 1960 1961
Z u - /

A bnahm e
1960-61
in»/o

Rohgewinn M rd. Bolivar >) 4,05 3,91 4,21 +  7,6
Reingewinn M rd. Bolivar >) 1,33 1,28 1,41 +  10,6
S taa tsan te il M rd. B o liv a r ') 2,72 2,63 2,79 +  6,1
V erzinsung des

K apitals 13,1 12,1 13,7 +  13,2
G ew innanteil auf

A nlagen •/. 12,9 12,3 15,0 +21,9
Rohölausfuhr M ill. B/T 2,57 2,68 2,75 +  2,6
Produktexport M ill. B/T 1,97 1,99 2,01 +  1,0

*) 1 US-Dollar =  3,09 Boliviaros.
Q u e l l e  : M inisterium  fü r B ergbau 'und KWSt.

In der Forderung nach langfristiger Investitions- und 
Erschließungsplanung, nach stabilisierten „Orientie­
rungspreisen", einer haushälterischen Förderpolitik 
und Vorausplanung von Kapazitäten sind sich die 
Erdölexportländer mit dem Kohlenbergbau in den  USA 
und W esteuropa, auch unter Einschluß der heimischen 
Erdölgewinnung in den USA und Kanada, weitgehend 
einig. Einseitige Expansionen in  der Erdölwirtschaft 
beruhen auf dem raschen Verbrauch kostengünstiger 
Lagerstätten, drängen auch den Kohlenbergbau zum 
Raubbau an den kostengünstigsten Vorkommen und 
belasten den zukünftigen Energiepreis in  mehrfacher 
Hinsicht: durch schnelle Erschöpfung der besten Boden­
schätze, so daß für die Zukunft nur noch die teuren 
Reserven bleibeni durch Aufgabe konjunkturell ver­
drängter Förderkapazitäten im Kohlenbergbau, wo­
durch die künftige M engenversorgung zusätzlich ver­
ringert wird; durdi verzögerte neue Erschließungen 
sowohl bei Erdöl als auch bei Kohle, weil deren 
Preisrentabilität so lange nicht gegeben ist, als „billige 
Brennstoffe“ verfügbar sind.

M it der Erschöpfung „billiger Brennstoffe“ bei wach­
sendem Energiebedarf drängen sich die Nachhol- 
investitionen auf kurze Fristen zusammen und bean­
spruchen dann  so große Finanzmittel, daß ihre Auf­
bringung nur über hohe Kosten und entsprechend 
hohe Preise möglich wird. Die Niederbringung eines 
neuen Kohlenbergwerks erfordert b is zur vollen För­
derleistung von etwa 1—3' Mill. t jährlich eine Bauzeit 
von 15 bis 20 Jahren. W erden aber die Förderkapazi­
tä ten  für den Kohlenbedarf in 20 Jahren  nicht heute 
geschaffen, so fällt die Last der Bedarfsdeckung der 
Erdölwirtschaft zu, da die Exportfähigkeit anderer 
Kohlenländer sidi entsprechend dem wachsenden 
Eigenbedarf verringert. Die Frage der Aufbringung 
der notwendigen Importdevisen für einen geschätzten 
Bedarf von etwa 80 Mill. t  Erdöl jährlich bis zum 
Jahre 1980 für das Bundesgebiet zu noch unbekannten 
Mengen- und Preisangeboten läßt sich auch schätzungs­
weise kaum  beantworten.

Dr. E. F. Sdium adier, N ational Coal Board, London. **) .Petrole-um Press Service", Februar 1962.
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